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Schwangerschaftsabbruch in
Flensburg ein Auslaufmodell?
Dr. Karin Haug zu Plänen der neuen Landesregierung

Heute wurde bekannt, dass die neue schwarze-grüne  Landesregierung ein
neues Ministerium unter CDU-Führung  schaffen wird, indem das
Justizressort und die Gesundheitsabteilung des Sozialministeriums
zusammengeschlossen werden sollen. Damit fällt die Krankenhausplanung
dem Justizressort zu.
Dazu Dr. Karin Haug, Flensburgs OB-Kandidatin. „In Flensburg warten wir
dringend auf ein Signal aus Kiel, was die Sicherung der Strukturen zum
Schwangerschaftsabbruch betrifft. Ich denke, dass der neue Ressortzuschnitt
genau das ist. Aber es ist genau das Gegenteil von dem, was den Betroffenen
weiterhelfen wird. Betrachtet man die Situation nämlich allein durch die
juristische Brille, ist klar, dass nach aktueller Gesetzeslage Schwangeren eine
Tagesreise zum Ort des Schwangerschaftsabbruchs zugemutet werden kann.
Das wäre Hamburg. Sollte sich die Landesregierung auf diese juristische
Position zurückziehen, wäre das eine Katastrophe.
Ich bin sehr besorgt, weil sich die Situation in Flensburg enorm zuspitzt:
immer weniger Flensburger Praxen bieten einen sicheren
Schwangerschaftsabbruch an. Die Diako wird parallel zur Fusion der beiden
Träger, der bereits für 2023 oder 2024 zu erwarten ist, keinen
Schwangerschaftsabbruch mehr durchführen. Kann die Stadt Flensburg als
klamme Konsolidierungskommune für ein Alternativangebot sorgen? Ich
fürchte, nein.“
 


